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Vorwort

Marzahn-Hellersdorf in Berlin, Duisburg-Marxloh, Gelsenkirchen-Buer 
und die Dortmunder Nordstadt: Diese Stadtquartiere sind oft genannte Bei-
spiele für das Sichtbarwerden einer wachsenden sozialen Spaltung deutscher 
Großstädte. Sozialgesellschaftliche Unterschiede spiegeln sich räumlich wi-
der. Bevölkerungsgruppen siedeln sich zunehmend nicht nur nach sozialen, 
sondern auch nach ethnischen Merkmalen in bestimmten Stadtteilen an. So-
ziologisch wird dies als soziale bzw. ethnische Segregation bezeichnet.

Dieses Phänomen ist als solches zwar nicht neu, tritt aber in jüngerer Zeit 
vermehrt und mit neuer Dynamik auf. Soziale und ethnische Segregation 
wird daher zunehmend als Problem angesehen, das zu den unterschiedlichs-
ten Missständen in den Wohnquartieren führt, insbesondere zur Entstehung 
„sozialer Brennpunkte“ beiträgt. Diese Tendenz verschärft sich durch die 
wachsende Ungleichheit der Arbeitseinkommen1, weshalb Bevölkerungs-
gruppen mit geringem Einkommen massive Zugangsprobleme auf dem Woh-
nungsmarkt haben und damit zwangsläufig auf günstige Wohnquartiere aus-
weichen müssen. Außerdem besteht die Gefahr, dass auch ethnische Segrega-
tion durch die steigende Zahl von Flüchtlingen, die in den Jahren 2015 und 
2016 nach Deutschland gekommen sind, weiter zunehmen wird.

Zwar bewertet die sozialwissenschaftliche Literatur soziale und ethnische 
Segregation nicht per se als problematisch, sie geht überwiegend aber davon 
aus, dass segregierte Quartiere tendenziell sozial instabiler und deshalb ver-
mehrt von sozialen Problemen betroffen sind. Bewohner sozial segregierter 
Quartiere sind oft sozialen und sonstigen Benachteiligungen und Ausgren-
zungen ausgesetzt. Bei ethnisch segregierten Quartieren wird die Tendenz 
gesehen, dass sich in den Wohnquartieren parallele kulturelle und soziale 
Strukturen entwickeln bzw. verfestigen, die durch die in den Herkunftslän-
dern jeweils vorherrschenden Wertevorstellungen geprägt sind.

Dieser Befund gibt Anlass, soziale und ethnische Segregation sowie deren 
Folgen in einen juristischen Kontext zu stellen und die Frage zu untersuchen, 
welche rechtlichen Steuerungsmöglichkeiten den Städten zur Verfügung ste-
hen, um soziale und ethnische Segregation zu vermeiden bzw. abzubauen 
und gegen städtebaulich unerwünschte Folgen wirksam vorgehen zu können. 

1  Einkommensungleichheit und soziale Mobilität, Gutachten des Wissenschaft
lichen Beirats beim Bundesministerium der Finanzen 1 / 2017.



6	 Vorwort

Die vorliegende Arbeit soll einen Beitrag dazu leisten, Möglichkeiten öffent-
lich-rechtlicher Maßnahmen und Instrumente zur Steuerung von sozialer und 
ethnischer Segregation unter dem spezifischen Gesichtspunkt des Baupla-
nungsrechts zu ermitteln und dabei zugleich deren Grenzen aufzuzeigen. Das 
Ziel der Arbeit ist es, die Instrumente des allgemeinen und besonderen 
Städtebaurechts auf ihre Steuerungsmöglichkeiten zur Vermeidung und zum 
Abbau sozialer und ethnischer Segregation zu untersuchen. Dabei zeigt sich, 
dass die städtebauliche Entwicklung wegen der ihr innewohnenden Dynamik 
durch Planungsinstrumente zwar grundsätzlich nur bedingt steuerbar ist, eine 
mittelbare Steuerungswirkung zur Vermeidung und zum Abbau von Segrega-
tion aber gleichwohl erzielt werden kann. Überlegungen zur Weiterentwick-
lung des Instrumentariums schließen die Untersuchung ab. 

Die Arbeit wurde im Sommersemester 2017 vom Fachbereich Rechtswis-
senschaften der Universität Hamburg als Dissertation angenommen. Rechts-
änderungen sind bis Oktober 2016 berücksichtigt.

Mein besonderer Dank gilt meinem Doktorvater, Herrn Professor Dr. Ivo 
Appel, der mich bei der Erstellung der Arbeit gefördert und unterstützt hat. 
Frau Professor Dr. Marion Albers danke ich für die Erstellung des Zweitgut-
achtens. Danken möchte ich zudem Rechtsanwalt Dr. Lutz Krahnefeld dafür, 
dass ich meinen Arbeitsplatz in seiner Kanzlei auch nach meiner aktiven 
Tätigkeit als wissenschaftliche Mitarbeiterin nutzen durfte. Außerdem danke 
ich ganz besonders meinen Eltern, Christine und Ulrich Ramsauer, die mich 
auch bei diesem Vorhaben in vielfältiger Weise unterstützt haben und mir als 
Gesprächspartner stets eine wertvolle Hilfe waren.

Hamburg, im November 2017	 Stefanie Ramsauer
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1. Kapitel

Einleitung und Gang der Untersuchung

In jüngerer Zeit mehren sich Berichte darüber, dass sich insbesondere in 
Metropolen wie z. B. Berlin und Hamburg, aber auch in Ballungszentren von 
Flächenstaaten wie z. B. in der Umgebung von Dortmund, Wohnquartiere mit 
sozial oder ethnisch einheitlichen Bewohnerstrukturen herausbilden. Beob-
achtet wird die Tendenz, dass sich Bevölkerungsgruppen sowohl nach ethni-
schen als auch nach sozialen Merkmalen, wie Einkommen, Vermögen oder 
Schulbildung zunehmend in bestimmten Stadtteilen ansiedeln. Infolgedessen 
gibt es Stadtquartiere, in denen der Anteil dort lebender immigrierter Bevöl-
kerungsgruppen signifikant höher ist als in anderen Stadtquartieren, in denen 
weit überwiegend deutsche Bürger leben und arbeiten. Diese Tendenz wird 
sich durch die steigende Zahl von Flüchtlingen, die nach Deutschland kom-
men  – entweder, weil in ihrem Heimatland kriegsähnliche Zustände herr-
schen oder sie Verfolgungen ausgesetzt sind – weiter verschärfen.1 Zugleich 
nimmt auch die Anzahl an Stadtquartieren zu, in denen sich vornehmlich 
Bevölkerungsgruppen mit einer ähnlichen Schulbildung sowie Einkommens- 
und Vermögenssituation konzentrieren. Die beschriebene Entwicklung wird 
soziologisch als ethnische und soziale Segregation, d. h. die ungleiche Vertei-
lung einzelner Bevölkerungsgruppen bezeichnet. Dieses Phänomen ist zwar 
als solches nicht neu, tritt aber offenbar in jüngerer Zeit vermehrt und mit 
einer neuen Dynamik auf.2 Zudem wird gerade in jüngerer Zeit immer häu-
figer Klage darüber geführt, dass Segregation zu  – teilweise sehr unter-
schiedlichen – Missständen in den Wohnquartieren führt. Das gilt im Grunde 
nicht nur für Quartiere mit einer sozial eher „schwachen“ Bewohnerstruktur, 
sondern auch für Quartiere mit einer sozial eher „privilegierten“ Bewohner-
struktur, wobei letztere allerdings stadtplanerisch eher unauffällig3 sind und 
deshalb auch nicht weiter in den Blick genommen werden.

1  Im Jahr 2015 wurden in Deutschland knapp 480.000 Asylanträge gestellt, s. dazu: 
Postlep / Ritzinger / Spellerberg, Migration und Raumentwicklung, S. 3.

2  s.  dazu, Bärenbrinker, Nachhaltige Stadtentwicklung durch Urban Governance, 
S. 47.

3  Soziale Segregation wohlhabender Bevölkerungsgruppen ist kaum Gegenstand 
sozialwissenschaftlicher Forschung, s.  dazu Friedrichs / Triemer, Gespaltene Städte?, 
S. 29.



16	 1. Kapitel: Einleitung und Gang der Untersuchung

Die nachfolgende Prüfung widmet sich dem Phänomen der Segregation 
unter spezifisch städtebaulichen und stadtplanungsrechtlichen Aspekten. Ziel 
ist es zum einen darzustellen, welche Bewertung die Segregation in der Ver-
gangenheit und heute erfahren hat, zum anderen festzustellen, welche stadt-
planungsrechtlichen Regelungen für segregierte Quartiere gelten und insbe-
sondere welche planungsrechtlichen und sonstigen Instrumente zur Verfügung 
stehen, um der Entstehung unerwünschter sozial und / oder ethnisch segre-
gierter Wohnquartiere entgegenzuwirken und etwaige Missstände in segre-
gierten Quartieren zu beheben. 

Ein historischer Abriss der deutschen Stadtgeschichte zeigt, dass es sich 
bei sozialräumlicher Segregation um kein neues, aber um ein vergleichsweise 
junges Phänomen handelt. Zur Ausbreitung sozialer und teilweise auch eth-
nisch geprägter Segregationsstrukturen in deutschen Städten kam es mit der 
Auflösung vormoderner Stadtstrukturen in Folge der Industrialisierung. Das 
Fehlen jedweder staatlicher Steuerung führte zu ernsten Missständen, die 
teilweise sehr lange andauerten. Städtebauliche Steuerungsansätze entwickel-
ten sich erst in der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg. Die seinerzeit ergriffenen 
Maßnahmen reichten aber bei weitem nicht aus, den Missständen in den so-
zial benachteiligten Quartieren erfolgreich entgegenzuwirken. Erst durch 
eine umfangreiche Förderung des sozialen Wohnungsbaus im Zuge des Wie-
deraufbaus nach dem Zweiten Weltkrieg gelang es in Westdeutschland, die 
Missstände abzubauen bzw. ihre weitere Entstehung zu vermeiden. Mit der 
aktuell zunehmenden sog. Gentrifizierung werden diese Erfolge teilweise 
wieder preisgegeben.

Die Tendenz, Gastarbeiter aus dem Mittelmeer-Raum in Zeiten des sog. 
Wirtschaftswunders in der Nähe ihrer Arbeitsplätze unterzubringen, leistete 
der Entstehung ethnischer Segregation Vorschub. In den letzten zwanzig Jah-
ren hat sich die Tendenz zur weiteren Ausprägung von segregierten Wohn-
strukturen massiv verschärft. Insbesondere nach der Wiedervereinigung 
breiteten sich soziale und ethnische Segregationsstrukturen aufgrund einer 
hohen Zahl an Zuwanderern, vor allem in Städten und Ballungszentren, einer 
insgesamt hohen Arbeitslosigkeit und Zugangsproblemen auf dem Woh-
nungsmarkt weiter aus. 

Aktuell ist die Entwicklung in den Ballungsräumen durch einen ange-
spannten Wohnungsmarkt, d. h. ein insgesamt hohes Mietpreisniveau, bei 
zugleich langfristig absinkender Bereitstellung von Fördermitteln im Bereich 
des sozialen Wohnungsbaus gekennzeichnet. Hier dürfte eine wesentliche 
Ursache für die Entstehung und Verfestigung insbesondere sozialer und auch 
ethnischer Segregation liegen, die insoweit teilweise eng zusammenhängen.4 

4  Soziale Segregation wird im Zusammenhang mit den beschriebenen ethnischen 
Segregationsprozessen untersucht, weil es an vielen Stellen zu Überlagerungen der 
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Als Ursache für die Entstehung sowohl von sozialer als auch ethnischer Se-
gregation lassen sich außerdem individuelle Präferenzen ausmachen. Im Be-
reich ethnischer Segregation ist beispielsweise zu erkennen, dass (neuan-
kommende) Zuwanderer solche Quartiere bevorzugen, in denen sie Ver-
wandte oder Freunde haben und in denen bereits ethnische Strukturen vor-
handen sind. Die Neuankömmlinge finden hier zumeist ein soziales Milieu 
vor, in dem sie sich  – schon wegen der leichteren Kommunikation  – eher 
wohl fühlen als in einem fremden sozialen Umfeld.

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) lieferte mit einer Studie aus 
dem Jahr 2012 zur sozialräumlichen Entwicklung deutscher Städte empiri-
sche Daten zum Ausmaß sozialer und ethnischer Segregation in Deutsch-
land.5 Die Studie kommt zum Ergebnis, dass die ethnische Segregation in 
Berlin und Leipzig am stärksten ausgeprägt sei. Am stärksten segregiert leben 
Personen mit türkischem Migrationshintergrund in Berlin. Daneben weisen 
einige deutsche Großstädte auch starke soziale Segregationsstrukturen auf. 
Schließlich prägen sich die sozialen Unterschiede zwischen den städtischen 
Quartieren nicht zuletzt aufgrund der von Migration auf der einen und Ten-
denzen zur Gentrifizierung auf der anderen Seite zunehmend deutlicher aus.

Etwa seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts begann sich die euro
päische (Sozial-)Wissenschaft mit den sozialen Problemen der Stadtentwick-
lung und insbesondere auch der Frage zu beschäftigen, welche Wechselwir-
kungen zwischen der Entwicklung von Wohnquartieren und der jeweiligen 
Wohnbevölkerung bestehen. In diesem Zusammenhang wurde bereits die 
Problematik von homogenen und heterogenen Bewohnerstrukturen in Stadt-
quartieren gesehen.6 Die stadtplanerische Bedeutung homogener Wohnstruk-
turen ist nach wie vor umstritten.7 Nach dem derzeitigen Stand sozialwissen-
schaftlicher Forschung sind soziale und ethnische Segregation nicht schon 
als solche negativ zu bewerten. Quartieren mit heterogenen Bewohnerstruk-
turen wird allerdings in der Regel eine größere Stabilität beigemessen; in 
sozial und ethnisch segregierten Quartieren wird ein deutlich höheres Risiko 
dafür gesehen, dass es zu strukturellen Benachteiligungen der Bewohner des 

sozialen Problemlage kommt und damit auch zu einer Zunahme der Komplexität der 
Problematik.

5  Dohnke / Seidel-Schulze / Häußermann, Segregation, Konzentration, Polarisie-
rung – sozialräumliche Entwicklung in deutschen Städten 2007–2009. Das Deutsche 
Institut für Urbanistik (Difu) hat 19 deutsche Städte und 1.717 Teilräume auf das 
Ausmaß sozialer und ethnischer Segregation untersucht. Zur Auswertung der Studie 
s. 5. Kapitel A.

6  Die ersten Ansätze zur Stadtforschung fanden in England statt, s. dazu 2. Kapitel 
C. II. 1. a).

7  Zu dem Meinungsstand sozialwissenschaftlicher Forschung zu dieser Frage, 
s. 2. Kapitel D.


